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E m p f e h l u n g e n  
der Ausschüsse

R - AV - Wi

zu Punkt … der 952. Sitzung des Bundesrates am 16. Dezember 2016 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung reiserechtlicher 
Vorschriften 

Der federführende Rechtsausschuss (R),

der Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucherschutz (AV) und 

der Wirtschaftsausschuss (Wi)

empfehlen dem Bundesrat, 

zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt  

Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe b (§ 312 Absatz 7 Satz 2 BGB),  

Nummer 3 (§ 312g Absatz 2 Satz 2 BGB) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob § 312 

Absatz 7 Satz 2 BGB-E aus systematischen Gründen zu ändern und § 312g 

Absatz 2 Satz 2 BGB-E zu streichen ist. 

Begründung: 

Die in Satz 2 des § 312 Absatz 7 BGB-E normierte Anwendbarkeit des § 312g 
Absatz 1 in der Fallkonstellation des § 312g Absatz 2 Satz 2 BGB-E begegnet 
systematischen Bedenken. 

Bislang soll nach § 312 Absatz 7 Satz 2 BGB-E ausdrücklich ausschließlich 
Absatz 1 des § 312g BGB anwendbar sein; § 312g Absatz 2 - einschließlich 
Nummer 9 - sollen also für Pauschalreiseverträge bereits nicht gelten. 
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Da bislang folglich mit Ausnahme des Absatzes 1 die Regelungen des § 312g 
BGB nicht auf Pauschalreiseverträge anzuwenden sind, droht die Regelung in 
§ 312g Absatz 2 Satz 2 BGB-E als solche logisch ins Leere zu laufen. Die in 
§ 312g Absatz 2 Satz 2 BGB-E in Bezug genommene Ausnahme des § 312g 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 BGB ist dann bei Pauschalreiseverträgen bereits 
keine Ausnahme von § 312g Absatz 1, weil § 312g Absatz 2 Satz 1 überhaupt 
nicht für anwendbar erklärt wird und § 312g Absatz 1 nur Anwendung findet, 
wenn die Voraussetzungen des § 312g Absatz 2 Satz 2 erfüllt sind. Der letzt-
genannten Norm bedarf es daher nur noch zur Begründung des Anwendungs-
bereichs des § 312g Absatz 1 BGB und entgegen ihres Wortlauts nicht mehr 
zur Begründung einer Rückausnahme von § 312g Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 
BGB. Sie befindet sich damit an ihrem bisherigen Regelungsort systematisch 
an falscher Stelle und ihr Regelungsgehalt läuft teilweise leer. 

Systematisch könnte es daher angezeigt sein, stattdessen entweder § 312g 
Absatz 2 Satz 2 BGB-E zu streichen und in § 312 Absatz 7 Satz 2 BGB-E auch 
§ 312g Absatz 1 BGB für außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene 
Pauschalreiseverträge für die bisherige Fallkonstellation des § 312g Absatz 2 
Satz 2 für anwendbar zu erklären oder aber von Vornherein auch § 312g 
Absatz 2 für anwendbar zu erklären. 

Sollte § 312g Absatz 2 Satz 2 BGB-E zu streichen sein, könnte § 312 Absatz 7 
Satz 2 wie folgt gefasst werden 

"Ist der Reisende ein Verbraucher, ist auf Pauschalreiseverträge nach § 651a 
auch § 312g Absatz 1 anzuwenden wenn diese außerhalb von Geschäftsräumen 
geschlossen worden sind, es sei denn, die mündlichen Verhandlungen, auf  
denen der Vertragsschluss beruht, sind auf vorhergehende Bestellung des Ver-
brauchers geführt worden." 

Soll hingegen auch § 312g Absatz 2 Satz 1 BGB anwendbar sein, so wäre 
dessen Anwendbarkeit ausdrücklich in § 312 Absatz 7 BGB-E zu normieren. 

2. Hauptempfehlung zu Ziffer 3 

Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 651a Absatz 5 BGB) 

In Artikel 1 Nummer 4 ist § 651a Absatz 5 wie folgt zu fassen: 

"(5) Die Vorschriften über Pauschalreiseverträge finden  

1. für Verträge über Reisen, die 

a) nur gelegentlich, nicht zum Zwecke der Gewinnerzielung und nur  

einem begrenzten Personenkreis angeboten werden oder 

b) auf der Grundlage eines Rahmenvertrags mit einem Reisenden, der Un-

ternehmer ist, für geschäftliche Zwecke geschlossen werden, 

keine Anwendung, 
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2. für Verträge über Reisen, die weniger als 24 Stunden dauern und keine 

Übernachtung umfassen (Tagesreisen) und deren Reisepreis 75 Euro nicht 

übersteigt, mit Ausnahme der Regelungen der §§ 651d, 651p und 651q so-

wie 651r bis 651t Anwendung." 

Begründung: 

§ 651 Absatz 5 BGB-E benennt die Anwendungsbereiche, in denen die Vor-
schriften über Pauschalreiseverträge nicht oder nur eingeschränkt anzuwenden 
sind, und setzt so auch Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2015/2302 um. 
Nach Streichung der Nummer 2 im ursprünglichen Gesetzentwurf und der 
Neufassung sollen die reisevertraglichen Regelungen in Fällen von Tagesrei-
sen, die weniger als 24 Stunden dauern, keine Übernachtung umfassen (Tages-
reisen) und deren Reisepreis 75 Euro nicht übersteigt, nur teilweise Anwen-
dung finden. Im Wesentlichen sind danach unmittelbar anwendbar die Rege-
lungen über vertragstypische Pflichten und die Mängelgewährleistung, Ände-
rungsvorbehalte, erhebliche Vertragsänderungen sowie den Rücktritt vor Rei-
sebeginn und die Verjährung, nicht angemessen erscheinen vor diesem Hinter-
grund jedoch die Regelungen über Informationspflichten, Haftungsbeschrän-
kungen, Insolvenzsicherung und Vorauszahlungen. Erwägungsgrund 21 der 
oben genannten Richtlinie sieht ausdrücklich vor, dass die Mitgliedstaaten 
Bestimmungen der Richtlinie entsprechende nationale Rechtsvorschriften für 
Verträge, die nicht in den Geltungsbereich dieser Richtlinie fallen, beibehalten 
oder einführen können. Da der Reisepreis für Tagesreisen - die der Richtlinie 
gemäß Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a bislang unabhängig von einem be-
stimmten Reisepreis nicht unterfallen - erheblich sein kann, gegebenenfalls 
sogar den Reisepreis einer mehrtägigen Pauschalreise überschreitet, erscheint 
es gerechtfertigt, an die bestehende Regelung in § 651k Absatz 6 Nummer 2 
BGB sowie den bewährten Schwellenwert von 75 Euro anzuknüpfen und eine 
Regelung außerhalb des Anwendungsbereichs der Richtlinie zu schaffen. 

Tagesreisen wird dementsprechend der reiserechtliche Schutz nicht versagt, je-
doch bei Tagesreisen mit einem Reisepreis von bis zu 75 Euro dem reiserecht-
lichen Schutz soweit unterworfen, wie es nach einer Abwägung zwischen der 
notwendigen Begrenzung des Aufwands der Reiseveranstalter einerseits und 
dem gebotenen Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher andererseits an-
gemessen erscheint. Es wird davon ausgegangen, dass die überwiegende Zahl  
der Regelungen bei Tagesreisen weiter anwendbar bleibt, und nur ausnahms-
weise - dort, wo es der besonderen Situation bei Tagesreisen erforderlich ist - 
davon abzuweichen ist (rechtstechnisch findet keine Umkehrung des Regel-
Ausnahmeverhältnisses statt). 
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3. Hilfsempfehlung zu Ziffer 2 

Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 651a Absatz 5 Satz 2 - neu - BGB) 

In Artikel 1 Nummer 4 ist dem § 651a Absatz 5 folgender Satz anzufügen: 

"Für Tagesreisen, deren Reisepreis 150 Euro übersteigt, finden § 651e und 

§§ 651i bis 651p entsprechende Anwendung." 

Begründung: 

Für Tagesreisen sollten zumindest in höheren Preissegmenten ein sachgerech-
tes Regelungsregime und ausreichende Rechtssicherheit durch eine punktuelle 
Anwendung der reiserechtlichen Vorschriften geschaffen werden. Namentlich 
betrifft dies das Recht zur Vertragsübertragung sowie die Gewährleistungs-
rechte. Für diese Fälle erscheint eine entsprechende Anwendung des speziellen 
Reiserechts sinnvoll, da anderenfalls auf die allgemeinen Vorschriften, etwa 
des Werk- oder Dienstvertragsrechts, oder - sofern noch von einer planwidri-
gen Regelungslücke ausgegangen werden kann - auf eine analoge Anwendung 
des Reiserechts zurückgegriffen werden müsste. Die Möglichkeit, Tagesreisen 
an Dritte zu übertragen (etwa als "Geschenk" oder bei kurzfristigen Termin-
kollisionen), ist für Verbraucher von großer Bedeutung und erfolgt wegen der 
Erstattungspflicht der Mehrkosten auch ohne finanziellen Aufwand für den Un-
ternehmer. Aus Sicht des Unternehmers wäre im Gegenzug z.B. die mit dem 
vorliegenden Änderungsvorschlag verbundene Anwendbarkeit der Mängelan-
zeigepflicht (§ 651o BGB) sowie der Haftungsbeschränkung (§ 651p BGB) 
vorteilhaft. 

Ausgenommen von der Anwendung bleiben insbesondere die Informations-
pflichten des Reiseveranstalters, das Rücktrittsrecht vor Reisebeginn sowie die 
Beistandspflicht und die Vorschriften zur Insolvenzsicherung. Hierdurch wird 
ein angemessener Interessenausgleich gewährleistet und zusätzliche Belastun-
gen für den Unternehmer vermieden. 

4. Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 651b Absatz 1 Satz 3 BGB) 

In Artikel 1 Nummer 4 ist in § 651b Absatz 1 Satz 3 am Ende der Punkt durch 

ein Semikolon zu ersetzen und folgender Halbsatz anzufügen: 

"§ 651c Absatz 2 gilt entsprechend." 
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Begründung: 

§ 651b Absatz 1 Satz 3 BGB sieht vor, dass der Unternehmer in den Fällen des 
Satzes 2 Reiseveranstalter ist. Die vorgeschlagene Ergänzung dient der Klar-
stellung, dass insoweit ein Pauschalreisevertrag zwischen dem Unternehmer 
und dem Reisenden zustande kommt. Hierzu wird auf § 651c Absatz 2 BGB 
verwiesen, der ausdrücklich regelt, dass die vom Reisenden geschlossenen 
Verträge zusammen als ein Pauschalreisevertrag gelten. Ferner wird hierdurch 
deutlich, dass auch in den Fällen des § 651b Satz 2 BGB mehrere separate Ver-
träge zwischen dem Reisenden und dem Leistungserbringer bestehen können 
und zugleich im Verhältnis zum Reiseveranstalter ein Pauschalreisevertrag ge-
geben sein kann (vgl. auch Artikel 3 Nummern 2b und 3 der Richtlinie (EU) 
2015/2302 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 
2015 über Pauschalreisen und verbundene Reiseleistungen). 

5. Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 651b Absatz 1 Satz 4 BGB) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die 

Regelung des § 651b Absatz 1 Satz 4 BGB, wonach der Buchungsvorgang noch 

nicht beginnt, wenn der Reisende hinsichtlich seines Reisewunsches befragt und 

zu Reiseangeboten lediglich beraten wird, auf Vertriebsstellen im Sinne des 

§ 651b Absatz 2 Nummer 1 BGB beschränkt werden kann. 

Begründung: 

Es ist ausdrücklich zu begrüßen, dass dem Reisenden gemäß § 651b Absatz 1 
Satz 4 BGB die Möglichkeit eröffnet werden soll, sich in allgemeiner Weise 
über Reiseangebote, Preise und Verfügbarkeiten zu informieren um sich im 
Anschluss daran einzelne Reiseleistungen auch ohne Abschluss eines Pauschal-
reisevertrages vermitteln zu lassen. Die Regelung zielt dabei erkennbar auf die 
persönliche Beratungssituation in einem stationären Reisebüro ab. Hierbei ist 
jedoch zu beachten, dass auch die Präsentation auf Online-Plattformen verbun-
den mit einer ggf. automatischen Abfrage nach den jeweiligen Reisewünschen 
grundsätzlich als Beratung gewertet werden könnte. Insoweit sollte kritisch  
geprüft werden, ob auch bei Online-Reisebuchungen das Bedürfnis besteht,  
etwaige Befragungs- und Beratungstätigkeiten aus der Definition des  
Buchungsvorgangs herauszunehmen. Da eine mit der stationären Buchung ver-
gleichbare interaktive Kundenbefragung und -beratung bei Online-Buchungen 
in der Regel nicht stattfinden wird, sollte die Regelung ggf. auf unbewegliche 
und bewegliche Gewerberäume beschränkt werden. 
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6. Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 651g Absatz 1 Satz 3 BGB) 

In Artikel 1 Nummer 4 ist § 651g Absatz 1 Satz 3 wie folgt zu fassen: 

"Satz 2 gilt für andere Vertragsänderungen als Preiserhöhungen entsprechend, 

wenn es dem Reiseveranstalter aus einem nach Vertragsschluss eingetretenen 

Umstand unmöglich ist, die Pauschalreise ohne erhebliche Änderung einer der 

wesentlichen Eigenschaften der Reiseleistungen (Artikel 250 § 3 Nummer 1 des 

Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche) oder ohne Abweichung 

von den besonderen Vorgaben des Reisenden, die Inhalt des Vertrages gewor-

den sind, zu verschaffen." 

Begründung: 

Laut der Begründung des Gesetzentwurfes betrifft die Norm Fälle, in denen es 
dem Reiseveranstalter unmöglich ist, seine Leistung vertragsgemäß zu erfüllen. 
Die im Gesetzentwurf vorgesehene Formulierung ("[…] nur […] verschaffen 
kann") ist eine mögliche, aber weniger deutliche Variante der Formulierung  
einer Unmöglichkeit im Rechtssinne des § 275 Absatz 1 BGB. Um Ver-
braucherinnen und Verbrauchern möglichst große Rechtsklarheit zu bieten, 
sollte die Norm entsprechend eindeutig formuliert werden. Durch das aus-
drückliche Abstellen auf den Begriff der Unmöglichkeit wird zudem gewähr-
leistet, dass Fälle wirtschaftlicher Unmöglichkeit - die keine Unmöglichkeit im 
Rechtssinne des § 275 Absatz 1 BGB darstellen - in der Praxis nicht entgegen 
dem Regelungszweck unter diese Norm subsumiert werden. 

7. Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 651g Absatz 2 Satz 1 BGB) 

In Artikel 1 Nummer 4 ist § 651g Absatz 2 Satz 1 wie folgt zu fassen: 

"Für den Fall, dass der Reisende innerhalb der Frist des Absatzes 1 Satz 2 vom 

Vertrag zurücktritt, kann der Reiseveranstalter dem Reisenden die Teilnahme an 

einer anderen Pauschalreise (Ersatzreise) anbieten." 

Begründung: 

Der Gesetzentwurf suggeriert, dass die Ersatzreise in einem gleichstufigen  
Alternativverhältnis mit der Annahmeerklärung und dem Rücktritt stehe ("in 
einem Angebot zu einer Preiserhöhung", "wahlweise"). Nach der für die Um-
setzung maßgeblichen Regelungskonzeption von Artikel 11 Absatz 2 der 
Richtlinie (EU) 2015/2302 ist dies aber nicht der Fall: Erst wenn der Reisende 
die Option der Vertragsbeendigung durch Rücktritt gewählt hat, steht ihm die
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Annahme der Ersatzreise offen. Die Annahme der Ersatzreise setzt also den 
Rücktritt des Reisenden voraus. Sie ersetzt auch nicht den Rücktritt, sondern 
wendet lediglich die Rechtsfolgen des erklärten Rücktritts (Rückabwicklung) 
ab. 

Für den Fall, dass der Reisende das Angebot zur Preiserhöhung oder sonstigen 
Vertragsänderung nicht annimmt, führt die Regelungskonzeption der Richtlinie 
rechtlich gesehen dazu, dass der Vertrag über die ursprüngliche Pauschalreise 
mit dem Rücktritt des Reisenden beendet wird und ein neuer Vertrag über die 
Ersatzreise geschlossen werden kann. Die bisherige Konzeption des Gesetz-
entwurfes führt dagegen zu einem Bestehenbleiben des Reisevertrages unter 
dessen vollständiger Änderung. Da die Ersatzreise regelmäßig nicht nur eine 
geänderte Form der ursprünglich gebuchten Reise, sondern eine gänzlich an-
dere Reise sein wird, ist diese Konzeption auch nicht von Lebensnähe geprägt. 

Hinzu kommt eine psychologische Komponente: Selbst wenn Verbraucherin-
nen und Verbraucher es im Einzelfall vorziehen würden, das Vertragsverhältnis 
mit dem konkreten Reiseveranstalter endgültig zu beenden, könnten sie unter 
dem Eindruck eines Ersatzreiseangebots vor einem Rücktritt eher zurückschre-
cken, als wenn sie nur die (primäre) Wahlmöglichkeit zwischen der Annahme 
der Vertragsänderung und einem Rücktritt haben und sich erst in einem zwei-
ten Schritt gegebenenfalls für ein Ersatzangebot zu entscheiden brauchen. 
Davor sollten Verbraucherinnen und Verbraucher von Anfang an geschützt 
werden. 

8. Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 651i Absatz 2a - neu -BGB) 

In Artikel 1 Nummer 4 ist in § 651i nach Absatz 2 folgender Absatz einzu-

fügen: 

"(2a) Zu der Beschaffenheit nach Absatz 2 Satz 2 gehören auch Eigenschaften 

der Reiseleistungen, die der Reisende nach öffentlichen Äußerungen des Reise-

veranstalters insbesondere in der Werbung oder bei der Kennzeichnung über 

bestimmte Eigenschaften der Reiseleistungen erwarten kann, es sei denn, die 

Äußerung war im Zeitpunkt des Vertragsschlusses in gleichwertiger Weise be-

richtigt oder konnte die Entscheidung des Reisenden nicht beeinflussen." 

Begründung: 

Der neu eingefügte Passus soll eventuelle Schutzlücken im Zusammenhang mit 
öffentlichen Äußerungen von Reiseveranstaltern schließen und orientiert sich 
dabei an der in § 434 Absatz 1 Satz 3 BGB getroffenen Regelung. Die Rege-
lung ist auch vor dem Hintergrund der Aufhebung des § 4 Absatz 2 BGB-
InfoV (siehe Artikel 6 des Gesetzentwurfes) zu sehen, der bisher die Bindung 
des Reiseveranstalters an die im Prospekt enthaltenen Angaben regelt. 
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Nach geltender Rechtslage gemäß § 4 Absatz 2 Satz 1 BGB-InfoV sind die in 
einem Prospekt oder auf einer ihm gleichzustellenden Website enthaltenen An-
gaben für den Reiseveranstalter dem Grunde nach bindend. Der Inhalt des 
Prospektes wird zum Vertragsinhalt des auf seiner Grundlage geschlossenen 
Vertrages. 

Es besteht in Übereinstimmung mit der Richtlinie, die von einem weiten Be-
griff der Vertragswidrigkeit ausgeht (vgl. Artikel 3 Nummer 13, Artikel 14), 
ein flankierendes Bedürfnis, den Reiseveranstalter an öffentlichen Äußerungen, 
die gegebenenfalls nicht schon Vertragsinhalt werden, festzuhalten. Der einge-
fügte Absatz 2a bestimmt deshalb, dass zu der Beschaffenheit einer Pauschal-
reise nach Absatz 2 Satz 2 auch diejenigen Reiseleistungen gehören, die der 
Reisende nach den öffentlichen Äußerungen des Reiseveranstalters insbeson-
dere in der Werbung oder bei der Kennzeichnung über bestimmte Reise 
leistungen erwarten kann. 

Zum Schutz von Verbraucherinnen und Verbrauchern sollte diese gesetzliche 
Klarstellung, welche im Übrigen auch im Referentenentwurf des Bundes-
ministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz zunächst enthalten war, in 
den vorliegenden Gesetzentwurf wieder aufgenommen werden. 

9. Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 651n Absatz 1 Nummer 2 BGB) 

In Artikel 1 Nummer 4 sind in § 651n Absatz 1 Nummer 2 die Wörter "nicht 

vorhersehbar oder nicht vermeidbar" durch die Wörter "weder vorhersehbar 

noch vermeidbar" zu ersetzen. 

Begründung: 

Der hier umzusetzende Artikel 14 Absatz 3 Buchstabe b der Richtlinie (EU) 
2015/2302 verlangt, dass die Vertragswidrigkeit "weder vorhersehbar noch 
vermeidbar war". Die im vorliegenden Gesetzentwurf gewählte Formulierung 
"nicht vorhersehbar oder nicht vermeidbar" entspricht dem nicht. "Weder […] 
noch […]" ist allenfalls äquivalent zu "nicht vorhersehbar und vermeidbar", 
setzt also das gleichzeitige Vorliegen beider Eigenschaften voraus. Es ist nicht 
ersichtlich, aus welchem Grund der Gesetzentwurf den Wortlaut der Richtlinie 
an dieser Stelle, trotz weitestgehender Vollharmonisierung, nicht übernommen 
hat. Die im Gesetzentwurf gewählte Formulierung geht zu Lasten der Ver 
braucherinnen und Verbraucher, da der Schadensersatzanspruch des Reisenden  
bereits dann ausgeschlossen wird, wenn der Reisemangel entweder nicht  
vorhersehbar oder nicht vermeidbar war - also nur eines von zwei möglichen 
Kriterien erfüllt. Die vorgeschlagene Formulierung ist somit nicht nur im Sinne 
einer korrekten Richtlinienumsetzung, sondern auch im Sinne des Verbrau-
cherschutzes geboten. 
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10. Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 651r Absatz 3 Satz 3 BGB) 

a) Der Bundesrat ist der Auffassung, dass die für die Haftung von Kunden-

geldabsicherern bei Insolvenz eines Reiseveranstalters festgelegte Höchst-

grenze von 110 Millionen Euro pro Absicherer und Geschäftsjahr zu nied-

rig bemessen ist. 

Allein im Geschäftsjahr 2014/2015 gaben die Deutschen 27,4 Milliarden 

Euro für vorab gebuchte Pauschalreiseleistungen aus (fvw, Deutsche Ver-

anstalter 2015, Beilage zu Nr. 26 vom 18. Dezember 2015), 2001 waren es 

laut dem Verbraucherzentrale Bundesverband nur 18,9 Milliarden Euro. 

Die Höchstgrenze wurde vor über 20 Jahren mit umgerechnet 110 Millio-

nen Euro festgelegt und seither trotz dieser Steigerung und trotz Inflation 

nicht angepasst. Des Weiteren wird der Anwendungsbereich durch die neue 

Richtlinie erweitert, so dass dies zu einer Erhöhung des Absicherungsbe-

darfs führen wird. Schließlich verweist die Begründung zum Gesetzentwurf 

darauf, dass der Schaden im größten Insolvenzversicherungsfall 30 Millio-

nen Euro betragen habe. Das zeigt schon, dass der jetzige Höchstbetrag ge-

rade einmal für drei Insolvenzen dieser Größenordnung vollständig ausrei-

chen würde - ohne Berücksichtigung möglicher kleinerer Insolvenzfälle. 

b) Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren die Einführung 

einer flexiblen Höchstgrenze der Insolvenzabsicherung, beispielsweise in 

Abhängigkeit von dem jeweils abzusichernden Gesamtvolumen, zu prüfen.  

Nach Artikel 17 Absatz 2 und den Erwägungsgründen 39 und 40 der Richt-

linie (EU) 2015/2302 muss der Insolvenzschutz "wirksam" sein und zwar 

auch in jedem vorhersehbaren, nicht gänzlich unwahrscheinlichen Einzel-

fall. Soweit sich die Begründung zum Gesetzentwurf auf Erwägungs 

grund 40 am Ende beruft, so wird in diesem nur eine Begrenzungsbefugnis 

in Ausnahmefällen zugestanden (vgl. "In solchen Fällen […]"). Eine starre 

Höchstgrenze pro Absicherer erfasst jedoch alle Fälle. Sie gilt gleicherma-

ßen für kleine Absicherer mit vernachlässigbarem Absicherungsvolumen 

sowie für Großabsicherer mit mehreren großen Reiseveranstaltern als Kun-

den und einem entsprechend großen Absicherungsvolumen. Für Letztere ist 

die Wirksamkeit des Insolvenzschutzes bei einer so niedrig bemessenen, 

starren Grenze nicht gesichert. 
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c) Im Falle der Beibehaltung eines starren Höchstbetrags bittet der Bundesrat, 

diesen zumindest zu erhöhen und durch eine entsprechende Regelung si-

cherzustellen, dass Verbraucherinnen und Verbraucher, die von einer Un-

ternehmerinsolvenz betroffen sind, bei einer Überschreitung der Höchst-

grenze nicht vollkommen leer ausgehen. Da die Erstattung jeweils "unver-

züglich" (§ 651r Absatz 3 Satz 2 BGB) erfolgen muss, ist nicht ausge-

schlossen, dass der Absicherer bei einer Insolvenz gegen Ende seines Ge-

schäftsjahres Erstattungen bereits bis zur Höchstgrenze ausgezahlt hat. Laut 

der Begründung des Gesetzentwurfes ist eine anteilige Rückforderung nur 

für eine unter Vorbehalt geleistete Erstattung vorgesehen. Hat der Ab-

sicherer bisher vorbehaltlos erstattet, so müsste er an den von der letzten  

Insolvenz betroffenen Reisenden keinerlei Erstattungen mehr leisten, sofern 

die Höchstgrenze schon erreicht ist. Gleichzeitig gilt es zu verhindern, dass 

Reisende, die vorbehaltslos eine Erstattung erhalten haben, am Jahresende 

mit einer unerwarteten Rückzahlungsforderung konfrontiert werden. 

11. Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 651r BGB) 

a) Ein Insolvenzschutz für Pauschalreisen, der die Rückzahlung von Voraus-

zahlungen von Verbraucherinnen und Verbrauchern für den Fall der Insol-

venz des zahlungsempfangenden Unternehmers vor Vollendung der Unter-

nehmerleistung absichert, existiert bereits jetzt (§ 651k BGB) und ist gemäß 

dem Gesetzentwurf auch künftig vorgesehen (§ 651r BGB). In Umsetzung 

der Richtlinie (EU) 2015/2302 sieht der Gesetzentwurf einen solchen Insol-

venzschutz außerdem für verbundene Reiseleistungen (§ 651w Absatz 3 

BGB) vor. Nicht davon erfasst sind einzelne Flugreisen. Der Bundesrat 

sieht darin eine gravierende Verbraucherschutzlücke. 

b) Aus Kostengründen erfolgt die verbindliche Flugbuchung unter vollständi-

ger Vorauszahlung des Flugpreises oft schon Wochen oder Monate vor Rei-

seantritt. Je mehr Zeit zwischen Buchung und Flug liegt, umso größer ist 

für Verbraucherinnen und Verbraucher das Risiko einer Insolvenz der 

Fluggesellschaft. In einem solchen Fall ist die Wahrscheinlichkeit groß, 

dass Verbraucherinnen und Verbraucher leer ausgehen, weil andere Gläubi-

ger vorrangig befriedigt werden. Gerade für interkontinentale Flüge liegen 

die Preise aber nicht selten im vierstelligen Bereich. Somit sind Verbrau-
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cherinnen und Verbraucher hierbei nicht minder schutzbedürftig als bei 

Pauschalreisen und verbundenen Reiseleistungen. Hinzu tritt, dass in der 

heutigen Zeit die Wahrscheinlichkeit der Insolvenz von Flugunternehmen 

erheblich gestiegen ist. Der Preiskampf in der Flugreisebranche hat in den 

letzten Jahren stark zugenommen. Das setzt zahlreiche Airlines unter er-

heblichen wirtschaftlichen Druck, dem über kurz oder lang nicht alle 

Marktteilnehmer werden standhalten können. So können sich beispiels-

weise einzelne Flugunternehmen nur unter erheblichen Investitionen von 

Großanteilseignern am Markt halten. 

c) Darüber hinaus sieht der Bundesrat keinen tragfähigen Grund, weshalb Ver-

braucherinnen und Verbraucher durch die in der Praxis übliche, vollstän-

dige Vorauszahlung des Flugpreises unmittelbar nach der Buchung den 

Flugunternehmen einen Zins- und Liquiditätsvorteil verschaffen und zu-

sätzlich das alleinige Insolvenzrisiko des Unternehmens tragen sollen. 

Schließlich begibt sich der Buchende auf diese Weise gezwungenermaßen 

seines Zurückbehaltungsrechts. 

d) Aus diesen Gründen ist der Bundesrat überzeugt, dass es zwingend der Ein-

führung einer Insolvenzsicherung für einzelne Flugreisen nach dem Vorbild 

der Insolvenzsicherung des Pauschalreiserechts bedarf. Er bittet, im weite-

ren Gesetzgebungsverfahren eine entsprechende Ergänzung um eine Re-

gelung zur Einführung einer Insolvenzsicherung für einzelne Flugreisen zu 

prüfen. 

e) Der Bundesrat ist der Auffassung, dass der nationale Gesetzgeber nicht 

durch völkerrechtliche Verträge oder Unionsrecht gehindert ist, eine solche 

Insolvenzsicherung einzuführen. Insbesondere findet die Dienstleistungs-

freiheit aus Artikel 56 AEUV nach Artikel 58 Absatz 1 AEUV für Ver-

kehrsdienstleistungen keine Anwendung. Nach Artikel 100 Absatz 1, 2 

AEUV ist für Luftverkehrsdienstleistungen allein das Sekundärrecht maß-

geblich. Die einschlägigen Richtlinien und Verordnungen lassen weder ein 

konkretes Verbot nationaler Insolvenzschutzregelungen noch eine abschlie-

ßende Wirkung für weitergehende Verbraucherschutzmaßnahmen allge-

mein erkennen. 
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12. Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 651t BGB) 

In Artikel 1 Nummer 4 ist § 651t wie folgt zu fassen: 

"§ 651t 

Vorauszahlungen 

Der Reiseveranstalter darf Zahlungen des Reisenden auf den Reisepreis vor 

Beendigung der Pauschalreise nur fordern oder annehmen, wenn ein wirk-

samer Kundengeldabsicherungsvertrag besteht und dem Reisenden ein  

Sicherungsschein übergeben wurde. In den Fällen des § 651s genügt, dass der 

Reiseveranstalter nach § 651s Sicherheit geleistet hat und diese Sicherheits-

leistung dem Reisenden nachgewiesen wurde."  

Als Folge ist 

in Artikel 1 Nummer 4 in § 651v Absatz 2 Satz 1 die Angabe "Nummer 2" zu 

streichen. 

Begründung: 

Entgegen der in der Begründung des Gesetzentwurfs zum Ausdruck gebrachten 
Auffassung ist es nicht sachgerecht, der Übergabe des Sicherungsscheins 
(§ 651r Absatz 4 Satz 1 BGB-E) nur noch "deklaratorische Bedeutung" bei-
zumessen. Dabei kann letztlich dahinstehen, ob die Prämisse zutrifft, dass die 
Angabe von Kontaktdaten den Reisenden (stets) in die Lage versetzt, Reich-
weite und Wirksamkeit des bestehenden Insolvenzschutzes zu prüfen. Anstatt 
eigene Ermittlungen anstellen zu müssen, sollte dem Reisenden vor der  
Leistung von Vorauszahlungen ein Beleg über die Insolvenzsicherung ausge-
händigt werden, aus dem sich die Einzelheiten des Kundengeldabsicherungs-
vertrages ergeben und auf den er sich gegebenenfalls berufen kann. Hierzu 
dient der Sicherungsschein.  

Eine andere Bewertung ergibt sich auch nicht daraus, dass der Reiseveranstal-
ter gegebenenfalls eine Ordnungswidrigkeit nach § 147 GewO-E begeht, wenn 
er Vorauszahlungen des Reisenden annimmt, obwohl kein wirksamer Kunden-
absicherungsvertrag besteht. Dies wird dem Reisenden im konkreten Einzelfall 
nicht helfen, wenn der Sicherungsfall eingetreten ist. 

Des Weiteren spricht für die Übergabe des Sicherungsscheins als Vorausset-
zung für die Forderung und Annahme von Vorauszahlungen durch den Reise-
veranstalter, dass dieser ohnehin einen Sicherungsschein zu übergeben hat, so-
weit er seinen Sitz im Inland hat. Insoweit entsteht folgerichtig kein Mehrauf-
wand. 

Schließlich besteht für ausländische Reiseveranstalter im Sinne von § 651s 
BGB-E nach dem Gesetzentwurf keine Pflicht zur Übergabe eines Sicherungs-
scheins und zum Nachweis der vorgeschriebenen Sicherheitsleistung. Schon 
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unter Gleichbehandlungsgesichtspunkten, zumindest aber mit Blick auf die 
schutzwürdigen Belange des Reisenden sollte deshalb auch die Geltendma-
chung von Vorauszahlungen durch ausländische Reiseveranstalter vom Nach-
weis der nach § 651s BGB-E geleisteten Sicherheitsleistung abhängig gemacht 
werden. 

13. Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 651t1 - neu - BGB) 

In Artikel 1 Nummer 4 ist nach § 651t folgender § 651t1 einzufügen: 

"§ 651t1

Anwendung des Pauschalreiserechts auf einzelne Reiseleistungen 

Auf einen Vertrag, durch den sich ein Unternehmer in eigener Verantwortung 

verpflichtet, dem Reisenden gegen Zahlung der vereinbarten Vergütung aus 

seinem Angebot nur eine Reiseleistung im Sinne des § 651a Absatz 3 zu ver-

schaffen, finden § 651a Absatz 1 und 5, §§ 651e bis 651o und die §§ 651r bis 

651t entsprechende Anwendung, sofern mit dieser Reiseleistung und den ver-

traglichen Vereinbarungen der Rahmen und die Grundzüge einer Reise vorge-

geben sind." 

Begründung: 

Der neu eingefügte § 651t1 BGB soll sicherstellen, dass das derzeitige Schutz-
niveau für Reisende erhalten bleibt. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zum Zwecke der Umsetzung der 
Richtlinie (EU) 2015/2302 des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 
25. November 2015 über Pauschalreisen und verbundenen Reiseleistungen, zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 
90/314/EWG des Rates vorgesehene Anpassung hat nicht den trotz Vollhar-
monisierung punktuell gegebenen gesetzgeberischen Spielraum aufgegriffen, 
eine analoge Anwendbarkeit unter bestimmten Voraussetzungen für einzelne 
Reiseleistungen zuzulassen. Laut dem vorliegenden Gesetzentwurf zur Ände-
rung der reiserechtlichen Vorschriften sind Tagesreisen und einzelne Reise-
leistungen vom Anwendungsbereich ausgenommen. 

Der neu eingefügte Passus soll Rechtsklarheit schaffen, dass auch bei einzelnen 
Reiseleistungen in bestimmten Fällen das Reiserecht Anwendung findet und 
eventuelle Schutzlücken für Verbraucherinnen und Verbraucher schließen. 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat zudem bereits seit 1985 das Reiserecht unter 
bestimmten Voraussetzungen auf die Erbringung einzelner Reiseleistungen 
analog angewendet (BGH NJW 1985, 906; NJW 1992, 3158). Er argumentierte 
zur analogen Anwendung des Reiserechts, dass der Vertrag durch eine gestei-
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gerte Haftung und Verantwortung gekennzeichnet sei (BGH VII ZR 7/92, 
Rn 44, 45) und die Vertrauenssituation und Haftungsinteressen bei der Bu-
chung einer einzelnen Unterkunft typischerweise gleich denen einer Reisebu-
chung seien. Dies hat sich lange Zeit in erster Linie bei der Buchung von Feri-
enwohnungen und Ferienhäusern mit eigener Anreise als Teilmarkt des Reise-
veranstaltungsmarktes ausgewirkt.  

In einer 2014 ergangenen Entscheidung hat der BGH zudem klargestellt, dass 
das Reiserecht nach dem von ihn aufgestellten Grundsätzen auch auf die Bu-
chung einer Hotelunterkunft analog anwendbar sein kann (BGH, Versäumnis-
urteil vom 20.5.2014 - X ZR 134/13). Die Reiseleistung muss aber von ihrer 
Art her oder auf Grund der seitens des Unternehmens übernommenen Ver-
pflichtungen einer Pauschalreise vergleichbar sein (BGH-Urteil vom 25.6.1995 
- VII ZR 201/94, BGHZ 130, 128-133). 

Um die Reiseveranstalter und Reisebüros nicht übermäßig zu belasten, sollen 
vor allem die Informationspflichten (§ 651d BGB), die Haftungsbeschränkung 
und die Beistandspflichten (§§ 651p und 651q BGB) bei einzelnen Reiseleis-
tungen keine Anwendung finden. Um die in Betracht kommenden Fälle weiter 
einzugrenzen, enthält § 651t1 BGB zudem die zusätzliche Voraussetzung, dass 
mit der zu verschaffenden Reiseleistung und den vertraglichen Vereinbarungen 
der Rahmen und die Grundzüge der Reise vorgegeben sein müssen. 

Zum Schutz von Verbraucherinnen und Verbrauchern sollte diese gesetzliche 
Klarstellung, welche in einer erweiterten Fassung auch im Referentenentwurf 
des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz enthalten war, 
wieder in den Gesetzentwurf aufgenommen werden. 

14. Hauptempfehlung zu Ziffer 15 

Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 651w Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 BGB) 

In Artikel 1 Nummer 4 sind in § 651w Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 die Wörter 

"und der Reisende diese Leistungen getrennt auswählt und bezahlt" zu strei-

chen. 

Begründung: 

Bei dem besonders kritischen und wichtigen Punkt der sogenannten verbunde-
nen Reiseleistungen besteht noch immer akuter Verbesserungsbedarf. Auch 
nach dem geänderten Gesetzentwurf muss bei der Vermittlung verbundener 
Reiseleistungen jede einzelne Leistung separat gebucht, separat abgerechnet 
und separat bezahlt werden. Wollen Tourismusorganisationen beim Zusam-
menstellen einzelner Reiseleistungen auch künftig nicht zum Reiseveranstalter 
werden, sind sie mit einem immens bürokratischen Beratungs-, Buchungs- und 
Zahlungsvorgang konfrontiert. Die getroffene Regelung ist praxisuntauglich 
und es sind erhebliche Einschränkungen des touristischen Angebots zu be-

Wi 
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fürchten. Im Ergebnis sind negative Auswirkungen auf die in Europa einzigar-
tige Anzahl der mittelständischen Reisebüros und insbesondere auch auf das 
Serviceleistungsangebot des deutschen öffentlichen Tourismus zu erwarten.  

Fast alle kommunalen, regionalen und landesweiten Tourismusorganisationen 
in Deutschland sind unmittelbar von dieser Reform des Reiserechts betroffen. 
Denn der Tätigkeitsbereich der Tourismusorganisationen umfasst neben der 
allgemeinen Wirtschaftsförderung und dem Tourismus- oder Stadtmarketing 
auch die Erbringung konkreter Dienstleistungen gegenüber den Reisenden. 
Fast alle Tourismusorganisationen sind als (Reise-)Vermittler und zum Teil 
auch als Reiseveranstalter tätig und ermöglichen die direkte Buchung touristi-
scher Leistungen. 

Mit der vorgeschlagenen Änderung haben die Reisebüros die Möglichkeit, den 
Bürokratieaufwand, den die EU-Richtlinie vorsieht, zu verringern. Die vorge-
schlagene Änderung beschränkt nicht das Schutzniveau der Reisenden und ist 
geeignet, die Ziele der EU-Richtlinie zu erreichen. 

15. Hilfsempfehlung zu Ziffer 14 

Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 651w Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 BGB) 

Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzgebungsverfahren im Hinblick auf die 

Vermittlung verbundener Reiseleistungen zu prüfen, ob eine Tätigkeit gesetz-

lich auch als Vermittlung von Reiseleistungen eingestuft werden kann, wenn 

der Reisende Reiseleistungen nicht getrennt auswählt und bezahlt. 

Davon unabhängig bittet der Bundesrat des Weiteren zu prüfen, ob gesetzlich 

eine Klarstellung erfolgen kann, dass bei Zahlung oder Inrechnungstellung von 

Reiseleistungen in einer Gesamtsumme weiterhin eine Vermittlung von verbun-

denen Reiseleistungen vorliegt, wenn es sich dabei um eine bloße Summierung 

der Einzelpreise der einzelnen verbundenen Reiseleistungen handelt. 

Begründung: 

Um nicht den besonderen Pflichten eines Reiseveranstalters zu unterfallen, 
müssen Reisebüros, Tourismusorganisationen und ähnliche Organisationen an-
gesichts des Gesetzentwurfs die von ihnen vermittelten Reiseleistungen den 
Reisenden zur getrennten Auswahl und getrennten Bezahlung anbieten. Nur so 
liegt nach dem Gesetzentwurf eine bloße Vermittlung von Reiseleistungen vor. 

Die zahlreichen klein- und mittelständischen Reisebüros und Tourismus-
organisationen werden hierdurch also entweder mit hohem bürokratischem 
Aufwand konfrontiert oder unterfallen ansonsten den besonderen Pflichten ei-
nes Reiseveranstalters. Dies erscheint unangemessen. 
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Als objektive Kriterien, ob eine Pauschalreise vorliegt, knüpft die Richtlinie 
(EU) 2015/2302 unter anderem daran an, ob Reiseleistungen zu einem Pau-
schal- oder Gesamtpreis angeboten, verkauft oder in Rechnung gestellt werden.  
Von dieser Zielsetzung her liegt keine Pauschalreise, sondern nur die Vermitt-
lung von verbundenen Reiseleistungen vor, wenn bei einem einheitlichen Be-
zahlvorgang lediglich eine Summierung der Einzelpreise der vermittelten Rei-
seleistungen vorgenommen wird. Dies sollte klargestellt werden. 

16. Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 651y BGB) 

a) Nach Ansicht des Bundesrates führen die allgemeinen Darlegungs- und Be-

weislastregeln, wonach jede Partei diejenigen Voraussetzungen einer Norm 

darlegen und beweisen muss, auf deren Rechtsfolge sie sich beruft, in 

§ 651y BGB dazu, dass einer Umgehung des Verbraucherschutzrechts Tür 

und Tor geöffnet werden. Das imperative Umgehungsverbot des § 651y 

BGB ist insoweit nicht ausreichend. Will ein Reisender seine Rechte gegen 

den Unternehmer durchsetzen, muss er grundsätzlich beweisen, dass dieser 

ein Reiseveranstalter im Sinne des § 651c BGB ist, weil nur dann das ver-

braucherschützende Pauschalreiserecht Anwendung findet. Der Reisende 

hat aber keinerlei Möglichkeiten zu überprüfen, welche Daten übermittelt 

wurden (§ 651c Absatz 1 Nummer 2 BGB) oder ob eine Verzögerung über 

die 24h-Grenze (§ 651c Absatz 1 Nummer 3 und § 651w Absatz 1 Num-

mer 2 BGB) hinaus willkürlich oder gar missbräuchlich war. Beides liegt 

nicht in der Sphäre des Verbrauchers, sondern in der Sphäre des Reisever-

anstalters/Reisevermittlers bzw. des Anbieters der Reiseleistung, weshalb 

dem Unternehmer die Beweislast auferlegt werden sollte. Andernfalls ist zu 

befürchten, dass einzelne Anbieter von Reiseleistungen - unter Umständen 

in kollusiver Absprache mit dem Reiseveranstalter/Reisevermittler - die 

Buchungsbestätigung über die 24h-Grenze hinauszögern könnten, um 

dadurch die Anwendbarkeit des Pauschalreiserechts zu Lasten von Ver-

braucherinnen und Verbrauchern zu vereiteln. 

b) Der Bundesrat ist auch der Auffassung, dass dem nationalen Gesetzgeber 

ein für die Festlegung von Beweislastregeln ausreichender Umsetzungs-

spielraum gegeben ist. 

Die Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten in Artikel 24, die Einhaltung 

der Richtlinie mit wirksamen Mitteln sicherzustellen. Dieser Auftrag an die 

Mitgliedstaaten ist Ausdruck des allgemeinen, aus dem Grundsatz der lo-
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yalen Zusammenarbeit des Artikels 4 Absatz 3 EUV resultierenden Effekti-

vitätsgebotes. Die bisherigen Maßnahmen zur Einhaltung der §§ 651a ff. 

BGB erschöpfen sich in dem Umgehungsverbot des § 651y BGB. Dieses 

schützt Verbraucherinnen und Verbraucher aber nicht für den Fall, dass Un-

ternehmer gesetzeswidrig - aber nicht nachweislich - die Pauschalreise-

vorschriften umgehen. Aus diesem Grund bittet der Bundesrat, im weiteren 

Gesetzgebungsverfahren die Ergänzung des § 651y BGB um eine Beweis-

lastumkehr zugunsten von Verbrauchern zu prüfen. 

17. Zum Gesetzentwurf insgesamt 

a) Bedauerlicherweise sieht die Richtlinie und im Zuge der Vollharmonisie-

rung entsprechend auch der vorliegende Gesetzentwurf für Verbraucherin-

nen und Verbraucher eine kostenlose Rücktrittsmöglichkeit von Pauschal-

reisen erst bei einer Preiserhöhung ab acht Prozent vor und nicht wie nach 

der bisher geltenden Rechtslage ab fünf Prozent (§ 651a Absatz 5 BGB). 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung bereits jetzt, für die in Artikel 26 

der Richtlinie angekündigten Überprüfung der Bestimmungen der hier in 

Rede stehenden Richtlinie zum 1. Januar 2019 die Voraussetzungen für eine 

Evaluierung zu schaffen, mit der empirisch validiert wird, ob die Anhebung 

des Schwellenwertes für eine kostenlose Rücktrittsmöglichkeit auf acht 

 Prozent wesentliche Nachteile für Verbraucherinnen und Verbraucher mit 

sich bringt. Je nach Ergebnis dieser Untersuchung wird der Bund bereits 

jetzt gebeten, sich für eine kostenlose Rücktrittsmöglichkeit ab einer Preis-

erhöhung von fünf Prozent einzusetzen, wie es der derzeitigen Rechtslage 

entspricht. 

b) Der Entwurf des Gesetzes enthält entsprechend der Richtlinie ein Rück-

trittsrecht vor Reiseantritt ohne Entschädigung des Veranstalters, wenn un-

vermeidbare, außergewöhnliche Umstände am Bestimmungsort oder in des-

sen Nähe auftreten, die die Pauschalreise am Bestimmungsort erheblich be-

einträchtigen (§ 651h BGB). Den Begriff der "höheren Gewalt", der bisher 

im deutschen Recht in § 651j BGB verankert ist, verwendet die Richtlinie 

nicht mehr. Die Einführung des noch zu konkretisierenden unbestimmten 

Rechtsbegriffs "unvermeidbare, außergewöhnliche Umstände" kann zu er-

heblicher Rechtsunsicherheit führen. Der Bundesrat bittet daher, unmittel-

bar im Gesetz näher auszuführen, welche Fallgruppen erfasst sind. Dazu 
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sollten die in Erwägungsgrund 31 Satz 3 der Richtlinie aufgezählten Bei-

spielsfälle (Kriegshandlungen, schwerwiegende Beeinträchtigungen der Si-

cherheit wie Terrorismus oder erhebliche Gefahren für die Gesundheit, etc.) 

als Regelbeispiele direkt in den Gesetzestext aufgenommen werden. 

c) Der Bundesrat begrüßt unter Verbraucherschutzgesichtspunkten die Ände-

rung in § 651r Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 BGB, wonach der Reiseveran-

stalter sicherzustellen hat, dass dem Reisenden der gezahlte Reisepreis er-

stattet wird, soweit im Fall der Zahlungsunfähigkeit des Reiseveranstalters 

Reiseleistungen ausfallen. Durch die Verwendung der Formulierung "im 

Fall" wird - anders als in der aktuell geltenden Regelung in § 651k Absatz 1 

Satz 1 Nummer 1 BGB - klargestellt, dass die Ursache für den Ausfall der 

Reiseleistung nicht zwingend die Insolvenz der Reiseveranstalter sein muss. 

Ebenso begrüßt der Bundesrat, dass mit der in § 651r Absatz 4 Satz 1 BGB 

aufgenommenen Regelung die Verpflichtung des Reiseveranstalters, die ge-

setzlich geforderte Absicherung der Kunden in Form eines Sicherungs-

scheins nachzuweisen, erhalten bleibt. Damit haben die Reisenden auch 

künftig eine prägnante, klar ins Auge springende Information über die In-

solvenzsicherung und den Kundengeldabsicherer. 

Begründung: 

Zu Buchstabe a: 

Die Umsetzung der auf Vollharmonisierung angelegten Richtlinie wird für die 
Verbraucherinnen und Verbraucher in Deutschland notwendigerweise einige 
Verschlechterungen mit sich bringen, die sich für den Gesetzgeber zwingend 
aus der Richtlinie ergeben.  

Im Fall von Preiserhöhungen führt dies zu einer Absenkung des Schutzniveaus 
für Verbraucherinnen und Verbraucher im Vergleich zum bisher geltenden 
Recht in Deutschland. Die Bundesregierung wird daher gebeten, bereits jetzt 
Voraussetzungen für eine empirische Untersuchung zu schaffen, mit der sich 
überprüfen lässt, ob sich durch die Anhebung des Schwellenwertes von 
5 Prozent auf 8 Prozent für die kostenlose Rücktrittsmöglichkeit von einer Rei-
se für die Verbraucherinnen und Verbraucher eine wesentliche Schlechter-
stellung im Vergleich zur bisher geltenden Regelung ergibt. Je nach Ergebnis 
dieser Evaluation wird der Bund gebeten, sich für die Wiederherstellung des 
nach der bestehenden Rechtslage in Deutschland Schutzniveaus für Verbrau-
cherinnen und Verbraucher einzusetzen. 
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Zu Buchstabe b: 

Der Gesetzentwurf enthält in Folge der Umsetzung der Richtlinie ein Rück-
trittsrecht vor Reiseantritt ohne Entschädigung des Veranstalters, wenn unver-
meidbare, außergewöhnliche Umstände am Bestimmungsort oder in dessen 
Nähe auftreten, die die Pauschalreise am Bestimmungsort erheblich beein-
trächtigen. Mit der neuen Formulierung sollte aus Sicht der EU zum einem 
dem Problem entgegengewirkt werden, dass der Begriff "höhere Gewalt" in 
den Mitgliedstaaten unterschiedlich ausgelegt wird, zum anderen sollte Gleich-
klang zur Fluggastrechte-Verordnung hergestellt werden. Was unter "unver-
meidbaren, außergewöhnlichen Umständen" zu verstehen ist, wird in der Richt-
linie in Erwägungsgrund 31 definiert als eine Situation außerhalb der Kontrolle 
der Partei, die eine solche Situation geltend macht und deren Folgen sich auch 
dann nicht hätten vermeiden lassen, wenn alle zumutbaren Vorkehrungen ge-
troffen worden wären. Als Beispiele werden dort unter anderem Kriegshand-
lungen, erhebliche Risiken für die menschliche Gesundheit wie Ausbruch einer 
schweren Krankheit am Reiseziel oder Naturkatastrophen wie Hochwasser  
oder Erdbeben genannt. Um den beteiligten Parteien die Unsicherheit über die 
Anwendungsfälle des § 651j BGB zu nehmen und eine Auslegungshilfe für 
diesen neu eingeführten unbestimmten Rechtsbegriff zu geben, sollten diese 
Beispiele unmittelbar in den Regelungstext aufgenommen werden. 

Zu Buchstabe c: 

Erstmals normiert wurde in § 651r Absatz 1 Satz 2 BGB ein Anspruch des Rei-
senden gegenüber dem Insolvenzsicherer, die Rückbeförderung einschließlich 
der Beherbergung bis zum Zeitpunkt der Rückbeförderung sicherzustellen, so-
fern dies vertraglich geschuldet ist. Dies ist eine deutliche Verbesserung des 
Verbraucherschutzes für die Reisenden. 

Mit der Entscheidung, im Gesetzentwurf die Pflicht des Reisevermittlers zu 
normieren, einen Sicherungsschein auszustellen und damit das Bestehen der 
Kundenabsicherung zu dokumentieren, ist ebenso unter Verbraucherschutzge-
sichtspunkten zu begrüßen. Für den Reisenden ist diese Information ein deutli-
cher Hinweis, dass er in Bezug auf die Insolvenzsicherung nicht misstrauisch 
sein und das Bestehen der Insolvenzsicherung selbst überprüfen muss. Mit dem 
Sicherungsschein als eigenständiges Dokument liegt zudem die Hemmschwelle 
für ein betrügerisches Verhalten des Reiseveranstalters oder Reisevermittlers 
deutlich höher, als dies am Ende eines entpersonalisierten Formblattes – wie im 
Referentenentwurf vorgesehen – der Fall gewesen wäre. 

18. Zum Gesetzentwurf allgemein (Evaluierung) 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, die Auswirkungen der Umsetzung 

der Richtlinie und das Umsetzungsgesetz selbst zeitnah zu evaluieren, ins-

besondere im Hinblick auf die wirtschaftlichen Auswirkungen auf die Reise-

branche in Deutschland. Sollten sich danach Änderungen der Richtlinie als er-
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forderlich erweisen, wird die Bundesregierung gebeten, sich im Rahmen der 

nach Artikel 26 der Pauschalreiserichtlinie vorgesehenen Evaluierung auf eu-

ropäischer Ebene für die erforderlichen Änderungen einzusetzen.

Begründung: 

Artikel 26 der Richtlinie sieht deren umfassende Evaluierung im Jahr 2019 be-
ziehungsweise 2021 vor. Hiernach legt die Kommission dem Europäischen 
Parlament und dem Rat bis 1. Januar 2019 einen Bericht vor, der sich mit den 
Bestimmungen der Richtlinie befasst, die für Online-Buchungen an verschie-
denen Vertriebsstellen und die Einstufung solcher Buchungen als Pauschal-
reise, verbundene Reiseleistungen oder eigenständige Reiseleistung gelten. Zu-
dem soll sich der Bericht insbesondere mit der Begriffsbestimmung der  
Pauschalreise in Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b Ziffer v der Richtlinie und 
mit der Frage befassen, ob diese Begriffsbestimmung angepasst oder erweitert 
werden sollte. Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat 
bis 1. Januar 2021 darüber hinaus einen allgemeinen Bericht über die Anwen-
dung dieser Richtlinie vor und fügt den Berichten erforderlichenfalls Gesetz-
gebungsvorschläge bei. 

Im Hinblick darauf, dass sich die vorgesehenen Regelungen für die Reisebran-
che erheblich auswirken können, insbesondere auf Reisebüros und Reisever-
mittler, erscheint es dem Bundesrat geboten, zeitnah zu evaluieren, wie sich die 
Richtlinie und deren konkrete Umsetzung auf die Reisebranche auswirken. Die 
Bundesregierung wird daher aufgefordert, die Auswirkungen der Umsetzung 
der Richtlinie und das Umsetzungsgesetz selbst zu evaluieren und etwa erfor-
derliche Änderungen der Umsetzung vorzuschlagen oder sich erforderlichen-
falls auf europäischer Ebene im Rahmen der vorgesehenen Evaluierungen für 
Änderungen einzusetzen. 


